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THEMEN IN DIESER AUSGABE

Abgrenzung zwischen 
mehraktiger einheitlicher 
Erstausbildung mit Ne-
benerwerbstätigkeit und 
berufsbegleitend durch
geführter Weiterbildung

Eine einheitliche Erstausbildung ist dann 
nicht mehr anzunehmen, wenn die von 
einem Kind aufgenommene Erwerbstätig-
keit bereits die hauptsächliche Tätigkeit 
bildet und weitere Ausbildungsmaß-
nahmen eine Weiterbildung des bereits 
aufgenommenen Berufszweigs darstellen. 
Der Kindergeldanspruch entfällt dann.
Für die Abgrenzung zwischen Erst-
ausbildung mit Nebentätigkeit (Kinder-
geldanspruch besteht) und Berufsaus-
übung nebst Weiterbildung (Kindergeld-
anspruch entfällt) sind insbesondere fol-
gende Aspekte zu prüfen:
 � Für welche Dauer ist das Beschäfti

gungsverhältnis vereinbart?
 � In welchem Umfang überschreitet 

d ie  vere i n ba r te  A rbe i t s z e i t  d ie 
20-Stundengrenze? 

 � In welchem zeitlichen Verhältnis ste-
hen die Arbeitstätigkeit und die Aus-
bildungsmaßnahmen zueinander?

 � Erfordert die ausgeübte Berufstätig-
keit die durch den ersten Abschluss 
erlangte Qualifikation?

 � Inwieweit sind Berufstätigkeit und 
Ausbildungsmaßnahmen zeitlich und 
inhaltlich abgestimmt?

Anhand dieser Kr iter ien muss das 
Finanzgericht im zweiten Rechtsgang 
abschließend entscheiden, welche Fol-
gen es für das Kindergeld hat, wenn 
nach einem dualen Bachelorabschluss 
bei dem Ausbildungsbetrieb eine Berufs-
tätigkeit aufgenommen und gleichzeitig 
ein Masterstudium absolviert wird.
BFH, Urt. v. 11.12.2018, III R 26/18,  
BFH/NV 2019, S. 465

Vertraglich übernommene 
Gewerbesteuer als  
Veräußerungskosten

Ein Kommanditist veräußerte seinen 
Geschäftsanteil an einer GmbH & Co. 
KG. Er vereinbarte mit dem Käufer, dass 
beide die dabei aufgrund einer voran-
gegangenen Verschmelzung anfallende 

Gewerbesteuer jeweils zur Hälfte tragen 
sollten. Im Rahmen der Feststellungs-
erklärung erklärte die GmbH & Co. KG 
aus dem Verkauf einen Veräußerungs-
gewinn. Bei dessen Ermittlung minder-
te sie den Veräußerungserlös auch um 
die vom verkaufenden Kommanditisten 
übernommene Gewerbesteuer als Ver-
äußerungskosten.
Veräußerungskosten sind Betriebsaus-
gaben, die durch die Veräußerung ver-
anlasst sind. Das Verbot, Gewerbesteuer 
als Betriebsausgaben abzuziehen, gilt nur 
für den Schuldner der Gewerbesteuer. Es 
gilt nicht für denjenigen, der sich vertrag-
lich zur Übernahme der Gewerbesteuer 
verpflichtet hat. Sofern die Übernahme 
der Gewerbesteuer nicht gesellschafts-
rechtlich oder privat, sondern betrieblich 
veranlasst ist, kann die übernommene 
Gewerbesteuer beim verkaufenden Kom-
manditisten als Veräußerungskosten ab-
zugsfähig sein.
§ 4 Abs. 5b EStG
BFH, Urt. v. 07.03.2019, IV R 18/17,  
BFH/NV 2019, S. 619

Gewinnausschüttungs
anspruch aus GmbH-
Beteiligung kann bei 
hinreichender Sicherheit 
auch ohne Gewinnver
wendungsbeschluss zu 
aktivieren sein

Hat ein Bilanzierender GmbH-Anteile im 
Betriebsvermögen, so sind Gewinnaus-
schüttungsansprüche hieraus erst zu ak-
tivieren, wenn ein Gewinnverwendungs-
beschluss der GmbH vorliegt. Allerdings 
kann auch ein erst künftig entstehender 
Anspruch zu aktivieren sein, wenn er 
wir tschaft l ich in der Vergangenheit 
verursacht und am Bilanzstichtag hin-
reichend sicher ist.
In einem vom Bundesfinanzhof ent-
schiedenen Fall hatte der Unternehmer A 
seine GmbH-Anteile verkauft, sich aber 
die Gewinnausschüttung für die Zeit sei-
ner Beteiligung vorbehalten. Diesen An-
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spruch hatte er mehrfach abgesichert. 
So hatte die GmbH ihm über den aus-
zuschüttenden Gewinn bereits ein un-
kündbares Darlehn ausgezahlt, das nur 
mit dem späteren Gewinnausschüttungs-
anspruch verrechnet werden konnte.
Außerdem hatte sich der neue Anteils-
eigner zur Gewinnausschüttung ver-
pf lichtet und diesen Anspruch an A 
abgetreten. Durch diese Maßnahmen 
war der Gewinnausschüttungsanspruch 
beim Verkauf so sicher, dass er das Be-
triebsvermögen erhöhte und A ihn schon 
zu diesem Zeitpunkt zu versteuern hatte.
Hinweis: Gewinnausschüttungen einer 
GmbH an Einzelunternehmer und Per
sonengesellschaften sind nach dem Teil-
einkünfteverfahren nur zu 60 % steuer-
pflichtig.
BFH, Urt. v. 02.10.2018, IV R 24/15,  
BFH/NV 2019, S, 516
§ 101 Nr. 2 Halbsatz 2 BGB
§ 3 Nr. 40 EStG

Anforderungen an den 
Nachweis für innergemein-
schaftliche Lieferungen

Der Unternehmer muss bei umsatz-
steuerfreien innergemeinschaftlichen 
Lieferungen mit Belegen nachweisen, 
dass er oder der Abnehmer den Liefer-
gegenstand in das übr ige Gemein-
schaftsgebiet befördert oder versendet 
hat. Die Belegnachweispflicht kann nach 
einem Beschluss des Bundesfinanzhofs 
n icht durch Zeugenbeweis erset z t  
werden.
Belegnachweise sind in Versendungs-
fällen insbesondere der Frachtbrief, die 
Bescheinigung des beauftragten Spedi-
teurs oder die Versandbestätigung des 
Lieferers. Auch der CMR-Frachtbrief 
wird als Belegnachweis anerkannt.
§ 17a ff. UStDV
BFH, Beschl. v. 31.01.2019, V B 99/16, 
BFH/NV 2019, S. 409

Keine Hinzurechnung  
der Mietzinsen für  
Messestandflächen bei  
der Gewerbesteuer

Dem Gewinn aus Gewerbebetrieb wird 
zur Ermittlung des (steuerpflichtigen) 
Gewerbeertrags u. a. ein Vier tel der 
Hälfte der Miet- und Pachtzinsen (also 
12,5 %) für die Benutzung unbeweglicher 
Wirtschaftsgüter hinzugerechnet. Be-
rücksichtigt werden nur die Miet- und 
Pachtzinsen für die Anmietung un-
beweglicher Wirtschaftsgüter des An-
lagevermögens, die im Eigentum eines 
anderen (des Vermieters) stehen. Fer-

ner müssen sie bei der Ermittlung des 
Gewinns abgesetzt worden sein. Von 
der Summe der insgesamt ermittelten 
Hinzurechnungsbeträge wird noch ein 
Freibetrag von 100.000 € abgezogen.
Das Finanzgericht Düsseldorf hat ent-
schieden, dass die Mietzinsen für die An-
mietung eines Messestands bei einer nur 
alle drei Jahre stattfindenden Fachmesse 
nicht bei der Ermittlung des Gewerbe-
ertrags hinzuzurechnen seien. Für die 
Hinzurechnung komme es darauf an, 
ob die Wirtschaftsgüter zum Anlage-
vermögen des Mieters gehörten, wenn 
er ihr Eigentümer wäre. Es sei für den 
Aussteller wegen der nur gelegentlichen 
Messeteilnahme nicht erforderlich ge-
wesen, eine Messef läche ständig für 
den Gebrauch im eigenen Betrieb vor-
zuhalten. Deshalb könne auch keine „fik-
tive“ Zuordnung zum Anlagevermögen 
des Ausstellers angenommen werden.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.
FG Düsseldorf, Urt. v. 29.01.2019, 
10 K 2717/17, (Rev. eingel., Az. BFH: 
III R 15/19), EFG 2019, S. 544

Änderung bei den steuer-
freien innergemeinschaftli-
chen Lieferungen ab 2020

Bis zum 31.12.2019 reicht es grundsätz-
lich aus, dass der Steuerpflichtige nach-
weisen kann, dass der „Abnehmer“ ein 
Unternehmer ist.
Ab dem 01.01.2020 wird nach der Um-
setzung des Art. 138 MwStSystRL die 
Abgabe der zusammenfassenden Mel-
dung materielle Voraussetzung für 
die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 1b 
UStG für die innergemeinschaftlichen 
Lieferungen nach § 6a UStG.
Solange der Unternehmer seiner 
Pflicht zur Abgabe der Zusammen-
fassenden Meldung nachkommt und 
er diese richtig und vollständig ab-
gegeben hat, bleibt die Lieferung 
steuerfrei.
Somit sind die Umsätze auch noch nach 
dem 26. Tag des Folgemonats (=Ablauf 
der Frist zur Abgabe der Zusammen-
fassenden Meldung gemäß § 18a UStG) 
steuerfrei, soweit die Abgabe der zu-
sammen mit der A bgabe der „ver-
längerten“ Umsatzsteuer-Voranmeldung 
aufgrund einer gewährten Dauerfrist-
verlängerung erfolgt.
Der Abnehmer muss gegenüber dem 
Leistungserbringer eine ihm von einem 
anderen Mitgliedstaat erteilte gülti-
ge USt-ID-Nr. verwenden, da der Ab-
nehmer für Zwecke der Umsatzsteuer 
in einem anderen Mitgliedstaat erfasst 
sein muss.

Das bedeutet, dass der Abnehmer im 
Zeitpunkt der an ihn bewirkten Lie-
ferung eine ihm von einem anderen 
Mitgliedstaat als der des Leistungs-
erbringers erteilte gültige USt-ID-Nr. 
besitzen und angeben muss.
E mpfeh lenswer t  i s t  es ,  dass der 
Leistungserbr inger bei jeder Liefe-
rung als „ordentlicher Kaufmann“ eine 
qualifizierte Abfragung der ihm mit-
geteilten USt-ID-Nr. beim Bundes-
zentralamt für Steuern tätigt (nicht 
ausreichend wäre eine einfache, d. h. 
eine Überprüfung der Gültigkeit). Bei 
Bestandskunden solle eine jährliche 
Abfrage ausreichend sein.

Ausweis der Pensions- 
rückstellung im Jahr der 
Zusage unter Berück
sichtigung neuer 
„Heubeck-Richttafeln“

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass eine im Jahr der Veröffentlichung 
neuer „Heubeck-Richttafeln“ gebildete 
Rückstellung für die im gleichen Jahr er-
teilte Pensionszusage nicht dazu führt, 
dass ein Unterschiedsbetrag entsteht, 
der auf drei Jahre verteilt werden muss.
Grundsätzlich darf eine Pensionsrück-
stellung für steuerliche Zwecke höchstens 
mit dem Teilwert angesetzt werden. Eine 
Erhöhung der Pensionsrückstellung ist 
höchstens um den Unterschied zwischen 
dem Teilwert der Pensionsverpflichtung 
am Schluss des Wirtschaftsjahrs und am 
Schluss des vorangegangenen möglich. 
Beruht der Unterschiedsbetrag auf der 
erstmaligen Anwendung neuer oder ge-
änderter biometrischer Rechnungsgrund-
lagen, muss er auf mindestens drei Wirt-
schaftsjahre gleichmäßig verteilt werden. 
Beim Übergang auf neue Richttafeln kann 
kein Unterschiedsbetrag in diesem Sinne 
entstehen und daher ist auch keine Ver-
teilung auf drei Jahre notwendig.
BFH, Beschl. v. 13.02.2019, XI R 34/16, 
BFH/NV 2019, S. 538
§ 6a Abs. 4 Satz 2 EStG

Unbeschränkte Steuer-
pflicht bei inländischem 
Wohnsitz trotz Lebens
mittelpunkt im Ausland

Ein Steuerpflichtiger, der neben einem 
in ländischen Wohnsitz auch einen 
ausländischen hat, ist auch dann un-
beschränkt im Inland steuerpflichtig, 
wenn der ausländische Wohnsitz den 
Lebensmittelpunkt des Steuerpflichtigen 
begründet.
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Ein rumänischer Staatsbürger unterhielt 
sowohl in der Bundesrepublik Deutsch-
land als auch in Rumänien eine Woh-
nung. In beiden Staaten wurden steuer-
pflichtige Einkünfte erzielt. Der Rumäne 
reichte beim deutschen Finanzamt unter 
Hinweis auf seinen Wohnsitz in Rumä-
nien eine Einkommensteuererklärung 
für beschränkt Steuerpflichtige ein. Er 
erklärte darin ausschließlich seine in-
ländischen Einkünfte.
Der Bundesfinanzhof weist darauf hin, 
dass ein Steuerpflichtiger gleichzeitig 
mehrere Wohnsitze innehaben kann. 
Haupt- und Nebenwohnsitz sind dabei 
für die Bestimmung der Steuerpflicht 
gleichwertig. Auch ein Nebenwohnsitz 
in Deutschland begründet daher eine 
unbeschränk te Einkommensteuer-
pflicht. Wer im Ergebnis dann das Be-
steuerungsrecht für welche Einkünfte 
hat, bestimmt sich – sofern vorhanden 
– al leine nach den anzuwendenden 
Doppelbesteuerungsabkommen.
BFH, Urt. v. 23.10.2018, I R 74/16,  
BFH/NV 2019, S. 388

Umsatzsteuerlicher Ort  
der sonstigen Leistung  
unabhängig von den  
Anforderungen an eine  
zum Vorsteuerabzug be-
rechtigende Rechnung

Der Ort der sonstigen Leistung bestimmt 
sich grundsätzlich nach dem Ort, von 
dem aus der Unternehmer sein Unter-
nehmen betreibt. Dies ist der Sitz der 
wirtschaftlichen Tätigkeit.
Aus einer Postanschrift kann nicht auf 
den „Sitz der wirtschaftlichen Tätigkeit 
eines Unternehmens“ geschlossen wer-
den. Die Frage nach den Anforderungen 
a n e i ne z u m Vors teuera bz ug be -
rechtigende Rechnung im Hinblick auf 
die Angabe der vollständigen Anschrift 
des Leistenden hat keine Bedeutung für 
die Frage, von wo aus der Unternehmer 
sein Unternehmen betreibt.
BFH, Beschl. v. 07.02.2019, V B 68/18, 
BFH/NV 2019, S. 595

Steuerabzug bei umfassen-
der Rechteüberlassung

Ein Unternehmen eines Medienkonzerns 
hatte Verträge mit einer in Großbritannien 
ansässigen Gesel lschaf t (Ltd.) ab-
geschlossen. Es ging sowohl um einen 
Roman als auch um die Fernsehfassung 
dieses Romans. Die Ltd. räumte dem 
Unternehmen unwiderruflich das aus-
schließliche, inhaltlich, zeitlich wie auch 
räumlich nicht beschränkte Recht zur 

brauch bestand lebenslänglich.
BFH, Urt. v. 19.02.2019, IX R 20/17,  
BFH/NV 2019, S. 540

Geschäftsführer einer  
Kapitalgesellschaft  
als ständiger Vertreter

Eine in Luxemburg ansässige Ge-
sellschaft hatte sich mit dem Ankauf 
von Dental-Altgold befasst. Der be-
herrschende Gesellschafter und Ge-
schäftsführer hatte Wohnung und Büro 
in Luxemburg, eine weitere Wohnung in 
Deutschland in Grenznähe.
Nach einer Fahndungsprüfung kam das 
Finanzamt zu dem Ergebnis, dass der 
Geschäftsführer durch die regelmäßigen 
geschäftlichen Aktivitäten in Deutsch-
land als ständiger Vertreter anzusehen 
sei. Das Handeln des Geschäftsführers 
in Deutschland führe damit zu einer be-
schränkten Körperschaftsteuerpflicht 
des ausländischen Unternehmens.
Der Bundesfinanzhof bestätigte, dass 
Organe von juristischen Personen stän-
dige Vertreter sein können.
§ 2 Nr. 1 KStG i. v. m. § 49 Abs. 1 Nr. 2 
Buchst. a EStG
BFH, Urt. v. 23.10.2018, I R 54/16,  
BFH/NV 2019, S. 645

Korrektur fälschlicherweise  
gewinnerhöhend ausge-
buchter Verbindlichkeit

Ein Kommanditist schied aus einer KG 
aus und erhielt eine Abfindung, die die 
KG dadurch erfüllte, dass sie private 
Bankdarlehn des Kommanditisten über-
nahm. Die KG buchte die zunächst passi-
vierten Darlehnsverbindlichkeiten 1995 
fälschlicherweise gewinn- und steuer-
erhöhend aus. Die darauf beruhende 
Steuerveranlagung 1995 wurde be-
standskräftig. 1996 bemerkte sie den 
Fehler und buchte den Darlehnsbetrag 
gewinn und steuermindernd ein.
Der Bundesfinanzhof entschied, dass 
dies rechtens war. Die Verbindlichkeit 
war nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Buchführung zwingend in der 
Bilanz auszuweisen, weil die Abfindung 
betrieblich veranlasst war und die Aus-
buchung 1995 die Steuerbelastung er-
höht hatte. Weil das Veranlagungsjahr 
1995 aber bestandskräftig war, muss-
te die gewinnmindernde Einbuchung in 
der Schlussbilanz des ersten Jahrs nach-
geholt werden, in der dies mit steuer-
licher Wirkung verfahrensrechtlich mög-
lich war, somit 1996.
BFH, Urt. v. 08.11.2018, IV R 38/16,  
BFH/NV 2019, S. 551
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weltweiten Verwertung des Objekts im 
Rahmen von Film- und Fernsehzwecken 
ein. Ein Rückfall der Rechte sollte nur 
dann erfolgen, wenn die Dreharbeiten 
nicht innerhalb von fünf Jahren durch-
geführt werden. Das Medienunternehmen 
zahlte der Ltd. dafür 20.000 €.
Das Med ienunter neh men war der 
Auffassung, dass der Vorgang eine 
Veräußerung darstellte. Die Finanzver-
waltung ging hingegen von einer zeitlich 
beschränkten Rechteüberlassung mit der 
Folge aus, dass das deutsche Medien-
unternehmen verpflichtet gewesen wäre, 
Abzugssteuer anzumelden und abzu-
führen. Der Bundesfinanzhof bestätigte 
die Auffassung des Finanzamts.
Entgegen der Ansicht des Medienunter-
nehmens sind die Rechte nicht veräußert 
worden. Auch wenn einem Erwerber ein 
umfassendes Nutzungsrecht an dem 
Werk eines Urhebers eingeräumt wird, 
kommt dies nicht einer Veräußerung des 
Rechts gleich.
§ 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG.
BFH, Urt. v. 24.10.2018, I R 69/16,  
BFH/NV 2019, S. 611

Aufwendungen für ein  
mit Nutzungsrecht eines 
Dritten belastetes Grund-
stück als vorab entstandene 
Werbungskosten

Eine Mutter vermietete ein Gebäude 
mit einer Ladeneinheit und sechs Miet-
wohnungen. Ihr Sohn erwarb dieses ge-
meinsam mit seiner Schwester im Wege 
der vorweggenommenen Erbfolge. Die 
Mutter behielt sich ein lebenslängliches 
Nutzungsrecht (Nießbrauch) vor. Später 
kaufte der Sohn seiner Schwester ihren 
Teil ab. Er wollte die Finanzierungskosten 
(Zinsen), die ihm im Rahmen des Erwerbs 
entstanden waren, als vorab entstandene 
Werbungskosten bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung abziehen. 
Der Bundesfinanzhof lehnte dies ab.
Werbungskosten sind Aufwendungen, 
die durch die Erzielung steuerpflichtiger 
Einnahmen veranlasst sind. Sie können 
auch schon vor der Erzielung der Ein-
nahmen anfallen. Abziehbar sind sie 
nur dann, wenn zwischen Kosten und 
Einnahmen ein ausreichend bestimmter 
wirtschaftlicher Zusammenhang besteht. 
Der zeitliche Zusammenhang ist zwar 
kein Tatbestandsmerkmal, ihm kommt 
jedoch indizielle Bedeutung zu. Daher 
sind nach ständiger Rechtsprechung Auf-
wendungen für ein mit einem lebensläng-
lichen Nutzungsrecht eines Dritten be-
lastetes Grundstück keine vorab ent-
standenen Werbungskosten, solange 
ein Ende der Nutzung nicht absehbar 
ist. So lag der Fall auch hier. Der Nieß-



Betriebsvermögen eines 
Einzelgewerbetreibenden 
für seine Beteiligung an 
und Forderung gegenüber 
einer Kapitalgesellschaft

Nach einer Entscheidung des Bundes-
finanzhofs gehört die Beteiligung an 
einer Kapitalgesellschaf t dann zum 
notwendigen Betriebsvermögen eines 
Einzelgewerbetreibenden, wenn sie die 
gewerbliche Betätigung entscheidend 
förder t oder dem Zweck dient, den 
Produktabsatz zu stärken.
Liegen diese Voraussetzungen vor, liegt 
es nahe, dass auch ein der Kapitalgesell-
schaf t gewähr tes Darlehn dem Be-
triebsvermögen des Unternehmers zu-
zurechnen ist. Entscheidend ist, ob das 
Darlehn förderlich für die Tätigkeit des 
Einzelgewerbetreibenden ist.
BFH, Urt. v. 15.01.2019, X R 34/17,  
BFH/NV 2019, S. 530

Keine Anfechtung einer 
Kapitalertragsteuer-An-
meldung durch Vergütungs-
gläubiger nach Erlass eines 
Einkommensteuerbescheids

Behält der Vergütungsschuldner Kapital-
ertragsteuer (KapESt) ein (z. B. bei Zins-
zahlungen oder Gewinnausschüttungen), 
geschieht dies ähnlich wie bei einer 
Lohnsteueranmeldung für Rechnung des 
Vergütungsgläubigers, der Schuldner 
der KapESt ist. Der Vergütungsgläubiger 
ist deshalb berechtigt, die KapESt-An-
meldung des Vergütungsschuldners an-
zufechten, wenn er den Steuerabzug für 
rechtswidrig hält (sog. Drittanfechtung).
Das Anfechtungsrecht entfällt aller-
dings, wenn die Kapitaler träge vor 
K lageerhebung aufgrund eines An-
trags des Vergütungsgläubigers in des-
sen Einkommen- oder Körperschaft-
steuerfestsetzung einbezogen werden. 
Damit hat sich die KapESt-Anmeldung 
erledigt. Auch eine sog. Fortsetzungs-
feststellungsklage auf Feststellung der 
Rechtswidrigkeit des KapESt-Einbehalts 
scheidet aus. Über die Rechtmäßigkeit 
der Besteuerung der Kapitalerträge ist 
nur noch im Verfahren über die Recht-
mäßigkeit des Einkommen- bzw. Körper-
schaftsteuerbescheids zu entscheiden.
Die vorgenannte Regelung des Rechts-
schutzes gegen einen aus Sicht des Ver-
gütungsgläubigers unberechtigten Ein-
behalt von KapESt verstößt weder gegen 
Verfassungsrecht noch EU-Recht.
BFH, Urt. v. 20.11.2018, VIII R 45/15, 
BFH/NV 2019, S. 636

Identität von Rechnungsaus-
steller und leistendem Unter-
nehmer als Voraussetzung 
für den Vorsteuerabzug

Ein Unternehmer verkaufte umsatzsteuer-
pf lichtig Computer und Software. Er 
machte Vorsteuer aus dem Erwerb von 
Elektronikartikeln von den Zulieferfirmen 
T und F geltend. Die Waren wurden ihm 
von der A-AG angeboten, von der er die 
Waren entweder abholte oder sie von 
der A-AG direkt an seine Abnehmer ver-
schicken ließ.
Das Finanzamt war der Ansicht, dass T 
und F als sog. missing trader (Nichtunter-
nehmer) und der Unternehmer als sog. 
buffer (Zwischenhändler) in eine Umsatz-
steuerbetrugskette eingebunden waren 
und versagte dem Unternehmer den Vor-
steuerabzug.
Der Bundesfinanzhof entschied unter 
Bezugnahme auf die Rechtsprechung des 
Gerichtshofs der Europäischen Union, 
dass für den Vorsteuerabzug u. a. leis-
tender Unternehmer und Rechnungsaus-
steller identisch sein müssen. Das war 
hier nicht der Fall, denn die Lieferun-
gen wurden von der A-AG und nicht von 
T und F ausgeführt. Mithin wurden die 
von T und F abgerechneten Lieferungen 
nicht erbracht und die von der A-AG aus-
geführte Lieferung nicht abgerechnet.
BFH, Urt. v. 14.02.2019, V R 47/16,  
BFH/NV 2019, S. 783
EuGH, Urt. v. 15.11.2017, C-374/16, 
C-375/16, DStRE 2017, S. 1531

Umsatzsteuerbefreiung  
von Tangounterricht

Eine Tanzlehrerin erteilte an einer Volks-
hochschule sowie als Privatlehrerin 
Tangounterricht. Sie war der Auffassung, 
dass diese Leistung umsatzsteuerfrei sei. 
Sie berief sich dabei insbesondere auf 
eine Vorschrift der europäischen Mehr-
wertsteuersystemrichtlinie. Auf deren 
Wortlaut kann sich ein Steuerpflichtiger 
unmittelbar berufen, wenn dies für ihn 
günstig ist.

Hinweis: Die Darstellungen dienen ausschließlich Informationszwecken  
und ersetzen nicht die Beratung im Einzelfall.

IMPRESSUM

Verantwortlich für den Inhalt:

HSMV – Hansen Schotenroehr Müller Voets 
Partnerschaftsgesellschaft mbB 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft | Steuerberatungsgesellschaft

Grafenberger Allee 337b | 40235 Düsseldorf

Nr. 5 | 20194

Nach der europäischen Norm können von 
Privatlehrern erteilter Schul- und Hoch-
schulunterricht umsatzsteuerfrei sein. 
Diese Tätigkeiten dürfen jedoch nicht 
den Charakter bloßer Freizeitgestaltung 
haben. Anhaltspunkte für die Abgrenzung 
der Freizeitgestaltung können sich etwa 
aus dem Teilnehmerkreis oder der thema-
tischen Zielsetzung des Kurses ergeben.
Ermöglicht ein Kurs zumindest einzel-
nen Teilnehmern, die vermittelten Kennt-
nisse und Fähigkeiten durch Vertiefung 
und Fortentwicklung später beruflich zu 
nutzen, kommt eine Steuerbefreiung in 
Betracht. In dem vom Bundesfinanzhof 
entschiedenen Fall waren diese Voraus-
setzungen jedoch nicht erfüllt.
BFH, Urt. v. 24.01.2019, V R 66/17,  
BFN/NV 2019, S. 593

Ferienwohnungsvermietung 
als Reiseleistung
Ein Unternehmer vermietete im eigenen 
Namen Häuser im Inland sowie in an-
deren EU-Ländern zu Urlaubszwecken 
an Privatkunden. Die Objekte mietete 
er von den jeweiligen Eigentümern an. 
Die Betreuung der untergebrachten Gäste 
erfolgte durch den Eigentümer der Im-
mobilien oder deren Beauftragte. Neben 
der Unterkunftsgestellung wurden typi-
sche Nebenleistungen, wie z. B. Reini-
gung der Unterkunft und Wäscheservice, 
erbracht. Der vermietende Unternehmer 
war der Ansicht, dass der ermäßigte 
Steuersatz im Rahmen der Margenbe-
steuerung zum Tragen kommt.
Der Bundesfinanzhof entschied, dass 
grundsätzlich die Margenbesteuerung, 
aber nicht der ermäßigte Steuersatz An-
wendung findet. Das Gericht verweist in 
diesem Zusammenhang auf die unions-
rechtliche Grundlage. Der Gerichtshof der 
Europäischen Union hatte entschieden, 
dass Dienstleistungen im Zusammen-
hang mit der Beherbergung in Ferien-
unterkünften, die von Reisebüros durch-
geführt werden, nicht dem ermäßigten 
Steuersatz unterliegen können.
§ 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG
BFH, Urt. v. 27.03.2019, V R 10/19,  
BFH/NV 2019, S. 791
EuGH, Urt. v. 19.12.2018, C552/17, 
DStR 2018, S. 2693


